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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Elections et votations (organisation)

Die Schweiz kennt kein Gesetz zur Kampagnenfinanzierung aus dem Ausland. Da auch
keine Transparenz hinsichtlich Geldgeberinnen und Geldgeber von
Abstimmungskampagnen herrscht, weiss niemand, ob und wie oft ausländische
Akteurinnen und Akteure in Schweizer Abstimmungskämpfe eingreifen. Bei zwei
Kampagnen zwischen 2016 und 2018 wurde allerdings bekannt, dass Geld aus dem
Ausland in den Abstimmungskampf geflossen war: bei der Nein-Kampagne zur
Spekulationsstopinitiative (Abstimmung vom 28.2.16) und beim Referendum gegen das
Geldspielgesetz (Abstimmung vom 10.6.18). 

Bei der Initiative «Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln!» unterstützte der Verband
«Swiss Trading and Shipping Association», der rund 150 teilweise multinational tätige
Rohstofffirmen vertritt, das Lager der Gegnerinnen und Gegner mit einem «tiefen
sechsstelligen Betrag», wie der Tages-Anzeiger berichtete. Beim Initiativkomitee stiess
auf Kritik, dass sich «gigantische ausländische Konzerne [...] in die Meinungsbildung des
Schweizer Abstimmungskampfs» einmischen, so der Kampagnenleiter Oliver
Heimgartner. Nicht die Herkunft der Unternehmen sei das Problem, äusserte sich Roger
Nordmann (sp, VD) zu Wort, sondern die Intransparenz über Ursprung und Höhe von
Spenden ganz generell. Aus staatsrechtlicher Sicht sei Geld aus dem Ausland nicht
verfassungswidrig, urteilte wiederum Andreas Auer, Professor für öffentliches Recht im
Tages-Anzeiger. Es sei sogar wünschenswert, dass sich möglichst viele Organisationen
engagierten, solange die Meinungsäusserungsfreiheit gewährt bleibe.  

Kurz vor der Abstimmung über das Geldspielgesetz wurde zudem bekannt, dass der
europäische Verband der Geldspielanbieter (Egba) nicht bloss, wie bereits früher
bekannt geworden war, die Unterschriftensammlung für das Referendum mitfinanziert
hatte, sondern dass auch viel Geld in die Abstimmungskampagne geflossen war – laut
Blick insgesamt mehr als CHF 1 Mio. Dies führte nicht nur bei den Befürworterinnen und
Befürwortern der Vorlage zu grosser Kritik, sondern sorgte gar im Lager der
Gegnerinnen und Gegner für Unmut. 

Die Diskussionen gipfelten schliesslich auf der einen Seite in einer parlamentarischen
Initiative von Jean-René Fournier (cvp, VS). Seine Initiative für ein Verbot ausländischer
Kampagnenfinanzierung werde von Parlamentsmitgliedern aus allen Fraktionen
unterstützt, gab der Walliser im Blick zu Protokoll. Auf der anderen Seite zeigte eine
Befragung von rund 7'500 Online-Nutzenden der TA-Medien, dass fast zwei Drittel der
Befragten ausländische Gelder für Abstimmungskampagnen verbieten würden. Die
Diskussionen sorgten sicherlich auch bei der Transparenzinitiative für Schub, die
forderte, dass Spenderinnen und Spender von Geld für Abstimmungs- und
Wahlkampagnen genannt werden müssen. 1
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Konzernverantwortungsinitiative, Begrenzungsinitiative, Initiative für «eine vernünftige
Hanfpolitik» oder gar Milchkuhinitiative: Titel von Volksbegehren dürfen zwar nicht
irreführend sein – in diesem Fall müsste die Bundeskanzlei vor der Lancierung einer
Initiative eingreifen –, sie seien aber häufig einseitig und «einer sachlichen und
faktenbasierten demokratischen Diskussion nicht förderlich», argumentierte Damien
Cottier (fdp, NE) in der Wintersession 2021, um für seine parlamentarische Initiative zu
werben, mit der er neutrale Titel für Volksinitiativen forderte. Cottier erhielt
Unterstützung von Kurt Fluri (fdp, SO), der sich ebenfalls dagegen aussprach, dass Titel
von Volksinitiativen reine «Marketingelemente» sein dürfen. Sowohl Cottier als auch
Fluri zitierten ein staatsrechtliches Gutachten von Andreas Auer, das eine möglichst
neutrale Titelgebung für Volksinitiativen empfahl und auf das Beispiel von Kalifornien
verwies, wo alle Begehren lediglich mit einer Nummer verzeichnet werden. Die
Ratsdebatte war nötig geworden, weil die SPK-NR dem Vorstoss mit 19 zu 5 Stimmen
keine Folge hatte geben wollen. Für die Kommission ergriff Gerhard Pfister (mitte, ZG)
das Wort: Neutralität sei in der Politik kaum zu erreichen, auch die damit beauftragte
Bundeskanzlei würde sich wohl politisch exponieren, müsste sie einen neutralen Titel
finden. Initiativkomitees müsse es vorbehalten sein, normativ mit der Titelsetzung
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bereits Kommunikation zu betreiben. Im Abstimmungskampf würden ja nicht selten
auch die Gegnerinnen und Gegner eines Begehrens dieses dann anders benennen, um
damit auf Schwächen der Initiative hinzuweisen – in der Debatte wurde auf den Begriff
«Kündigungsinitiative» hingewiesen, der für die Begrenzungsinitiative verwendet
wurde. Die Stimmbevölkerung sei genügend kompetent, um zu verstehen, was hinter
dem Namen eines Volksbegehrens stehe. Es sei zudem gar zu befürchten, dass die
Medien reisserische Titel verwenden würden, wenn die Initiativen lediglich mit
Nummern bezeichnet würden. Die Mehrheit des Nationalrats folgte ihrer Kommission
und gab der Initiative mit 157 zu 28 Stimmen keine Folge. Lediglich die geschlossen
stimmende FDP.Liberalen-Fraktion sprach sich für Folgegeben aus. 2

1) Pa.Iv. 18.423; TA, 12.2.16, 23.3., 24.3.18; NZZ, 25.5.18; Blick, 7.6., 11.6.18; TA, TG, 12.6.18
2) AB NR, 2021 S. 2637 ff.; Bericht SPK-NR vom 5.11.21; LT, 9.1.21
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